KREIS
UNNK

DER LANDRAT

Bedarfsplan fur den Rettungsdienst; Beschluss der 3. Fortschreibung

Gremium Sitzungsdatum Beschlussstatus Beratungsstatus

Ausschuss flir Feuerwehr, Sicherheit,

Ordnung und StralRenverkehr 15.05.2017 Empfehlungsbeschluss 6ffentlich
Kreisausschuss 26.06.2017 Empfehlungsbeschluss o6ffentlich
Kreistag 27.06.2017 Entscheidung offentlich
Organisationseinheit Offentliche Sicherheit und Ordnung
Berichterstattung Dezernent Dirk Wigant

Budget 32 Offentliche Sicherheit und Ordnung
Produktgruppe 32.03 Bevolkerungsschutz

Produkt 32.03.01 Rettungsdienst

Haushaltsjahr 2017 Ertrag/Einzahlung [€]

Aufwand/Auszahlung [€]

Beschlussvorschlag
Die als Anlage beigeflgte 3. Fortschreibung des Bedarfsplans fur den Rettungsdienst wird beschlossen.



Sachbericht

Mit der 3. Fortschreibung des erstmals am 20.03.2001 erstellten Rettungsdienstbedarfsplans (RDBPI) erfiillt
der Kreis Unna seine Verpflichtung aus § 12 Rettungsgesetz NRW (RettG NRW) zur regelmaligen
Aktualisierung des RDBPI.

Angesichts der Komplexitat und Bedeutung der Planung wurde ein unabhangiger Gutachter (Fa. FORPLAN
Forschungs- und Planungsgesellschaft fir Rettungswesen, Brand- und Katastrophenschutz mbH, Bonn) mit
der Uberpriifung und Fortschreibung beauftragt.

Fur die Durchflihrung einer bedarfsgerechten Bemessung der Vorhaltung flir den Rettungsdienst wurde das
Einsatzgeschehen der Monate Januar 2015 bis Dezember 2015 erhoben, einer Plausibilitatspriifung
unterzogen und nach zeitlichen, rAumlichen und inhaltlichen Merkmalen ausgewertet.

Die Bedarfsplanung fiir den Rettungsdienstbereich Kreis Unna ergibt einen Vorhaltebedarf an
Rettungsmittelkapazitaten von 4.715 Rettungsmittel-Wochenstunden. Dies bedeutet, dass insgesamt 679
Rettungsmittel-Wochenstunden kiinftig zusatzlich zu besetzen sind. Weiterhin empfiehlt der Gutachter die
Errichtung von jeweils einer zusétzlichen Rettungswache in Kamen und Unna. Die Anderungen sind in der
Anlage (Darstellung der wesentlichen Anderungen) aufgefiihrt und wurden dem Ausschuss fiir Feuerwehr,
Sicherheit, Ordnung und StralRenverkehr am 20.02.2017 vorgestellt.

Bereits im Vorfeld haben die groRen und mittleren kreisangehdrigen Gemeinden, die Trager
rettungsdienstlicher Aufgaben sind, das gesamte Verfahren begleitet. Insbesondere fanden mehrere
Termine gemeinsam mit dem Gutachter statt, bei denen die Kommunen Uber die jeweiligen
Verfahrensstande und die Ergebnisse der gutachterlichen Auswertungen informiert worden sind. So bestand
fur sie schon frihzeitig die Mdglichkeit, ihre Interessen und Belange in die Planung mit einzubringen. Im
vorliegenden Entwurf der 3. Fortschreibung wurden diese Belange bereits gewtrdigt. Auch der frihzeitige
Dialog mit den Kostentragern fihrte dazu, dass diese uUber die jeweiligen Planungsschritte und Ergebnisse
informiert werden konnten.

Das nach § 12 Abs. 2 RettG NRW vorgeschriebene Beteiligungsverfahren wurde mit Fristsetzung bis zum
20.03.2017 durchgefihrt. Die Stellungnahmen und Erklarungen liegen Gberwiegend vor.

Da die Stadt Unna noch am 09.05.2017 ihren zustdndigen Fachausschuss beteiligt und die Stadt Linen den
Stadtrat in seiner Sitzung am 18.05.2017 uber die Planung informieren moéchte, hat der Kreis Unna
entsprechende Fristverlangerungen fur die Stellungnahmen eingerdumt. Die Verwaltungen beider Stadte
werden der Politik aber vorschlagen, der 3. Fortschreibung des Bedarfsplans zuzustimmen.

Mit den Krankenkassen und der Deutschen gesetzlichen Unfallversicherung ist Einvernehmen hinsichtlich
der kostenbildenden Qualitdtsmerkmale des Bedarfsplans anzustreben. Die Deutsche gesetzliche
Unfallversicherung hat sich zu der Planung nicht geduflert. Die Krankenkassen erteilten grundsatzlich ihr
Einvernehmen zum Bedarfsplan. Fir die Anlage zum Bedarfsplan (Ausbildung und Einsatz von
Notfallsanitdtern) wurde das Einvernehmen allerdings nicht erklart.

Die Verbdnde der Krankenkassen in NRW haben gegeniiber dem MEGPA zum Ausdruck gebracht,
dass sie die im RettG NRW enthaltene Regelung zur Finanzierung der Aus- und Weiterbildung zum
Notfallsanitadter mangels Gesetzgebungskompetenz des Landes NRW fir verfassungswidrig halten und vor
diesem Hintergrund zu etwaigen Finanzierungsregelungen zu Bedarfsplanen und Gebuhrenfestsetzungen
derzeit — landesweit- keine Zustimmung erteilen.

Von der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbdande NRW wird diesbezulglich empfohlen, die
Bedarfsplane ungeachtet der derzeitigen Rechtsposition der Krankenkassen zu formulieren, die
Geblhrensatzungen entsprechend fortzuschreiben und zu vollziehen.

Da eine Einigung mit den Kostentragern nicht fur den gesamten Bedarfsplan zustande gekommen ist, hat
gem. § 12 Abs.4 RettG NRW die Bezirksregierung die notwendigen Festlegungen zu treffen. Dieses
Verfahren ist zurzeit landesweit Ublich.
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Mit Schreiben vom 28.04.2017 hat der Landrat die Bezirksregierung gebeten, das Einvernehmen der
Krankenkassen zu ersetzen. Es ist davon auszugehen, dass die Entscheidung der Bezirksregierung bis zur
Beschlussfassung durch den Kreistag am 27.06.2017 vorliegt.

Sollte dies nicht der Fall sein, ware der Beschluss wie folgt zu fassen:

Die als Anlage beigefligte 3. Fortschreibung des Bedarfsplans fiir den Rettungsdienst wird vorbehaltlich des
erforderlichen Ersatzes des Einvernehmens der Bezirksregierung Arnsberg beschlossen.

Anlagen
1. Darstellung der wesentlichen Anderungen, PowerPoint-Présentation

2. Bedarfsplan fir den Rettungsdienst 3. Fortschreibung

DS 065/17 | Seite 3 von 3



	Typ
	Datum
	Zuständig
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	FLD_VONAME

